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Gesetzesantrag
des Landes Baden-Württemberg

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes

A. Problem und Ziel

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Änderung der kostenrechtlichen

Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes, um die Eingangs- und

Kostenflut der sozialgerichtlichen Verfahren künftig bewältigen zu

können.

B. Lösung

Die Justizministerinnen und -minister haben sich in ihrer 73. Konferenz

vom 10. bis 12. Juli 2002 in Weimar, ebenso wie die

Finanzministerkonferenz vom 27. März 2003 in Berlin und die

Präsidentinnen und Präsidenten der Landessozialgerichte in ihrer

„Darmstädter Entschließung“ vom 13. Mai 1997 dafür ausgesprochen,

grundsätzlich von allen Rechtsuchenden sozialverträgliche

Gerichtsgebühren in pauschalierter Form zu erheben. Der Gesetzentwurf

sieht daher die Einführung der Pauschgebühren des derzeitigen § 184

SGG im Unterliegensfalle auch für Versicherte, Leistungsempfänger und

Behinderte vor.
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C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Die Auswirkung der Gebührenpflicht auf die Zahl der anhängig

gemachten Gerichtsverfahren kann nicht präzise vorausgesagt werden.

Es steht aber eine nicht unerhebliche Reduktion der Streitsachen und ein

damit korrespondierendes Einsparpotenzial an Arbeitskraft bei den

Gerichten zu erwarten.

Auch die Sozialversicherungsträger werden durch eine Abnahme der

gerichtlichen Verfahren hinsichtlich des damit verbundenen

Personalaufwandes entsprechend entlastet. Insbesondere ist hier aber

eine deutliche finanzielle Einsparung durch den Wegfall der

Pauschgebührenpflicht auch im Falle des Obsiegens zu erwarten.
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Gesetzesantrag
des Landes Baden-Württemberg

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes

Staatsministerium Baden-Württemberg       Stuttgart, den 17. September 2003
            Der Staatssekretär

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer

Sehr geehrter Herr Präsident,

die Regierung des Landes Baden-Württemberg hat beschlossen, dem Bundesrat

den als Anlage mit Begründung beigefügten

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes
zuzuleiten.

Ich bitte, die Vorlage gemäß § 36 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates

in die Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates am 26. September 2003

aufzunehmen. Nach Vorstellung im Plenum soll der Gesetzentwurf den

Ausschüssen zur weiteren Beratung überwiesen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Rudolf Böhmler
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsge-
setzes

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-

tember 1975 (BGBl. I S. 2535), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän-

dert:

1. In der Inhaltsübersicht wird im Vierten Abschnitt, Erster Unterabschnitt

Kosten die Angabe „197a“ durch die Angabe „190“ ersetzt.

2. § 73a wird gestrichen.

3. § 102 wird wie folgt gefasst:

„§ 102

(1) Der Kläger kann die Klage bis zur Rechtskraft des Urteils zurückneh-

men.

(2) In den Verfahren nach § 183 Abs. 1 gilt die Klage als zurückgenommen,

wenn der Kläger die Gerichtsgebühr nicht binnen einer vom Vorsitzen-

den gesetzten Frist von mindestens einem Monat vorausbezahlt hat.

Hat der Kläger vor Ablauf der Einzahlungsfrist die Bewilligung von Pro-

zesskostenhilfe beantragt, so endet die Zahlungsfrist mit dem Ablauf

von zwei Wochen nach Rechtskraft des die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe ablehnenden Beschlusses. Bis zur Vorauszahlung der Ge-
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richtsgebühr oder der Bewilligung von Prozesskostenhilfe wird das

Verfahren nicht betrieben.

(3) Der Vorsitzende kann von der Vorauszahlung der Gerichtsgebühr nach

Absatz 2 absehen, wenn glaubhaft gemacht wird, dass eine Verzöge-

rung dem Kläger einen nicht oder nur schwer zu ersetzenden Schaden

bringen wird; zur Glaubhaftmachung genügt in diesem Falle die Erklä-

rung des zum Prozessbevollmächtigten bestellten Rechtsanwalts oder

Bevollmächtigten nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4. Von der Vorauszah-

lung ist nicht zu befreien, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung

aussichtslos oder mutwillig erscheint.

(4) Die Klagerücknahme erledigt den Rechtsstreit in der Hauptsache. Auf

Antrag ist diese Wirkung durch Beschluss auszusprechen und über die

Kosten zu entscheiden.

(5) In Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes und für Rechtsmittelan-

träge finden die Absätze 2 bis 4 entsprechende Anwendung.“

4. Die §§ 183 bis 197a werden durch die folgenden §§ 183 bis 190 ersetzt:

„§ 183

(1)  Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit, an denen Versi-

cherte, Leistungsempfänger einschließlich Hinterbliebenenleistungs-

empfänger, Behinderte oder deren Rechtsnachfolger in dieser jeweili-

gen Eigenschaft als Kläger oder Beklagte beteiligt sind, sind auslagen-

frei, soweit nichts anderes bestimmt ist. Diesen Personen steht gleich,

wer im Falle des Obsiegens zu diesen Personen gehören würde.

(2)  In den Verfahren nach Absatz 1 werden pauschale Gerichtsgebühren

für jede Instanz erhoben, die für das Klageverfahren vor den Sozialge-

richten 150 Euro, vor den Landessozialgerichten 225 Euro und vor dem
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Bundessozialgericht 300 Euro betragen. In Antrags-, Nichtzulassungs-

beschwerde- und Beschwerdeverfahren wird die Hälfte der pauschalen

Gebühren für die Instanz erhoben, bei der der Antrag zu stellen oder

die Nichtzulassungsbeschwerde oder die Beschwerde einzulegen ist.

Verfahren über die Gewährung von Prozesskostenhilfe sind gebühren-

frei.

(3)  Mit den pauschalen Gerichtsgebühren sind mit Ausnahme der Gebühren

nach § 185 und nach § 34 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes sämtliche

in der jeweiligen Instanz anfallenden Gerichtsgebühren abgegolten.

§ 184

(1) Über die Kosten wird in entsprechender Anwendung der §§ 154 bis 162

der Verwaltungsgerichtsordnung im Urteil entschieden; wird das Ver-

fahren auf andere Weise beendet, entscheidet das Gericht nur auf An-

trag durch Beschluss. Wenn ein Verfahren nach § 183 Abs. 1 in ande-

rer Weise beendet wird, kann das Gericht die Gerichtsgebühr bis zur

Hälfte ermäßigen. Gilt in einem Verfahren nach § 183 Abs. 1 die Klage,

das Rechtsmittel oder der Antrag als zurückgenommen, entfällt die Ge-

richtsgebühr. Ist eine Entscheidung in der Hauptsache nicht ergangen,

ist die Entscheidung über die Kosten unanfechtbar.

(2) Kosten sind die Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) und die zur

zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung not-

wendigen Aufwendungen der Beteiligten einschließlich der Kosten des

Vorverfahrens.

(3) Die gesetzlichen Gebühren und die notwendigen Auslagen eines

Rechtsanwalts (§§ 25 bis 30 der Bundesgebührenordnung für Rechts-

anwälte) oder eines Rechtsbeistandes sind stets erstattungsfähig. Das

Gleiche gilt für die Kosten der in § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 genannten

Bevollmächtigten in der Höhe, in der der Beteiligte dem Verband oder
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der Organisation nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 nachweislich für die

Prozessvertretung Ersatz leisten muss.

(4) Behörden, Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts kann

in den in § 183 Abs. 1 genannten Verfahren nur die Gerichtsgebühr er-

stattet werden.

(5) Dem Beigeladenen werden die Kosten außer in den Fällen des § 153

Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung auch auferlegt, soweit er ver-

urteilt wird (§ 75 Abs. 5). Ist eine der in § 183 Abs. 1 genannten Perso-

nen beigeladen, können ihr als Gerichtskosten nur Gebühren bis in Hö-

he der in der jeweiligen Instanz anfallenden pauschalen Gebühren

nach § 183 Abs. 2 auferlegt werden.

§ 185

(1) Das Gericht kann im Urteil oder, wenn das Verfahren anders beendet

wird, durch Beschluss einem Beteiligten in den Verfahren nach § 183

Abs. 1 eine besondere Gebühr in Höhe der pauschalen Gerichtsgebühr

nach § 183 Abs. 2 und in den übrigen Verfahren eine besondere Ge-

bühr in Höhe einer Gebühr auferlegen, wenn der Beteiligte den Rechts-

streit fortführt, obwohl ihm, seinem Vertreter oder seinem Bevollmäch-

tigten vom Vorsitzenden in einem Termin die offensichtliche Aussichts-

losigkeit der Rechtsverfolgung oder -verteidigung dargelegt und er auf

die Möglichkeit der Gebührenauferlegung bei Fortführung des Rechts-

streits hingewiesen worden ist. § 34 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes

bleibt unberührt.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 wird in ihrem Bestand nicht durch die

Rücknahme der Klage berührt. Sie kann nur durch eine zu begründen-

de Kostenentscheidung im Rechtsmittelverfahren aufgehoben werden.

§ 186
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(1) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Prozesskostenhilfe

gelten entsprechend. Macht der Prozessbeteiligte, dem Prozesskosten-

hilfe bewilligt ist, von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu wählen,

nicht Gebrauch, wird auf Antrag des Beteiligten der beizuordnende

Rechtsanwalt vom Gericht ausgewählt.

(2) Prozesskostenhilfe wird auch bewilligt, wenn der Beteiligte durch einen

Bevollmächtigten im Sinne des § 73 Abs. 6 Satz 3 und 4 vertreten wer-

den will. Absatz 1 findet entsprechende Anwendung.

(3) § 109 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.

§ 187

Ist das persönliche Erscheinen eines Beteiligten angeordnet worden, wer-

den ihm auf Antrag bare Auslagen wie einem Zeugen vergütet; sie können

vergütet werden, wenn er ohne Anordnung erscheint und das Gericht das

Erscheinen für geboten erachtet.

§ 188

Sind mehrere Beteiligte kostenpflichtig, gilt § 100 der Zivilprozessordnung

entsprechend. Die Kosten können ihnen als Gesamtschuldner auferlegt

werden, wenn das Streitverhältnis ihnen gegenüber nur einheitlich ent-

schieden werden kann.

§ 189

Wird der Rechtsstreit durch gerichtlichen Vergleich erledigt und haben die

Beteiligten keine Bestimmung über die Kosten getroffen, so fallen die Ge-

richtskosten jedem Teil zur Hälfte zur Last. Die außergerichtlichen Kosten

trägt jeder Beteiligte selbst.

§ 190
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(1) Auf Antrag der Beteiligten oder ihrer Bevollmächtigten setzt der Ur-

kundsbeamte des Gerichts des ersten Rechtszugs den Betrag der zu

erstattenden Kosten fest. § 104 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Zivilpro-

zessordnung gelten entsprechend.

(2) Gegen die Entscheidung des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle

kann binnen eines Monats nach Bekanntgabe das Gericht angerufen

werden, das endgültig entscheidet.“

Artikel 2
Änderung des Gerichtskostengesetzes

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. De-

zember 1975 (BGBl. I S. 3047), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän-

dert:

1. In § 1 Abs. 1 Buchstabe d werden die Wörter „soweit nach diesem Gesetz

das Gerichtskostengesetz anzuwenden ist,“ durch die Wörter „soweit darin

nichts anderes bestimmt ist,“ ersetzt.

2. In Anlage I (Kostenverzeichnis) Teil 4 werden die Nummern 4118, 4128 und

4138 gestrichen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Für die bis zu die-

sem Zeitpunkt bereits anhängigen Verfahren gilt die bisherige Kostenregelung

für den jeweiligen Rechtszug fort.
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Begründung:

A. Allgemeiner Teil

In keiner anderen Gerichtsordnung werden die Kläger in einem

vergleichbaren Umfang von Gerichtsgebühren freigestellt, wie im

Sozialgerichtsgesetz. Die Kostenvorschriften des Sozialgerichts-

prozesses stellen daher im Hinblick auf die grundsätzliche Kos-

tenfreiheit für Versicherte, Leistungsempfänger und Behinderte

ein Unikat dar. Ein weiteres Festhalten an der Gebührenfreiheit

für den genannten Personenkreis ist aber weder aus verfas-

sungsrechtlicher Sicht noch aus sozialpolitischen Gründen erfor-

derlich. Vielmehr erscheint es gerechtfertigt und auch geboten,

Versicherte, Leistungsempfänger und Behinderte in ihrer Eigen-

schaft als Kläger oder Beklagte auch im sozialgerichtlichen Ver-

fahren einem – moderaten – Prozessrisiko auszusetzen.

Die gerichtliche Praxis hat immer wieder betont, dass diese Ein-

führung von Gerichtskosten das einzig zur Verfügung stehende

Mittel wäre, um die Eingangs- und Kostenflut der sozialgerichtli-

chen Verfahren bewältigen zu können. Nur so scheint die Flut

aussichtsloser, angesichts der Kostenfreiheit aber gleichwohl an-

gestrengter Gerichtsverfahren eingedämmt werden zu können. In

der sog. „Darmstädter Entschließung“ vom 13. Mai 1997 haben

sich die Präsidentinnen und Präsidenten der Landessozialge-

richte und der Präsident des Bundessozialgerichts deshalb dafür

ausgesprochen, grundsätzlich von allen Rechtsuchenden sozial-

verträgliche Gerichtsgebühren in pauschalierter Form zu erhe-

ben. Auch der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass

nach den in Jahrzehnten gewonnenen Erfahrungen der Renten-

versicherungsträger das Prozessverhalten der Beteiligten in di-

rektem Zusammenhang mit der Kostenfreiheit steht und daher
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empfohlen, für alle Verfahrensbeteiligte gleichermaßen geltende

pauschalierte Gerichtsgebühren einzuführen, welche die jeweils

unterliegende Partei zu tragen hat (vgl. BT-Drs. 14/4226, S. 22

und 147 ff.).

Zwar wurden die kostenrechtlichen Vorschriften des Sozialpro-

zesses durch das 6. SGG-Änderungsgesetz novelliert und damit

teilweise an die Bedürfnisse der gerichtlichen Praxis angepasst.

An der grundsätzlichen Kostenfreiheit für Versicherte, Leistungs-

empfänger und Behinderte hat diese Novellierung jedoch nichts

geändert. Folgerichtig ist auch der Umstand unverändert geblie-

ben, dass eine Vielzahl aussichtsloser Verfahren nicht nur an-

hängig gemacht, sondern durch alle Instanzen durchprozessiert

wird. Die 73. Konferenz der Justizministerinnen und -minister

vom 10. bis 12. Juni 2002 in Weimar und die Finanzministerkon-

ferenz vom 27. März 2003 in Berlin haben sich daher erneut für

eine Änderung des Sozialgerichtsgesetzes ausgesprochen, mit

dem Ziel, grundsätzlich von allen Rechtsuchenden sozialverträg-

liche Gerichtsgebühren in pauschalierter Form zu erheben.

Kernstück der Änderungsvorschläge ist die Einführung einer pau-

schalen Gerichtsgebühr im Unterliegensfalle von 150 Euro vor

den Sozialgerichten, 225 Euro vor den Landessozialgerichten und

300 Euro für Verfahren beim Bundessozialgericht. Die Pauschge-

bühren des derzeitigen § 184 Abs. 2 werden so auch auf Versi-

cherte, Leistungsempfänger und Behinderte erstreckt. Diese Ge-

richtsgebühren sind grundsätzlich im Voraus zu entrichten; im

Falle einer nicht fristgerechten Zahlung gilt die Klage als zurück-

genommen. Zur weiteren Entlastung ist überdies vorgesehen,

dass die Gerichte die Gebühren bis zur Hälfte ermäßigen können,

wenn der Rechtsstreit anders als durch Urteil erledigt wird. Damit

soll ein Anreiz geschaffen werden, durch entsprechende Ermitt-

lungen (Gutachten o.ä.) aussichtslos gewordene Klagen nicht un-

nötig weiter zu führen.
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Eine Einbuße an Sozialstaatlichkeit ist mit der Einführung der

moderaten Gebühren nicht verbunden, da für bedürftige Kläger –

 wie in anderen Gerichtsbarkeiten auch – das Instrumentarium

der Prozesskostenhilfe zur Verfügung gestellt wird. Kostenfreiheit

kann so für den Personenkreis garantiert werden, der nach der

konkreten Einkommenssituation schutzbedürftig ist. Überdies

bleibt auch weiterhin der Grundsatz der Auslagenfreiheit erhal-

ten, so dass die zum Teil teuren Gutachten mit der Gerichtsge-

bühr abgegolten sind und das finanzielle Risiko für die Prozess-

beteiligten überschaubar bleibt.

Im Übrigen wird durch diese Anbindung der Gebührenpflicht an

den Prozesserfolg der bisherige Zustand aufgehoben, nach dem

Sozialversicherungsträger selbst in den Fällen eine Pauschge-

bühr zu entrichten haben, in denen Klagen von Versicherten,

Leistungsempfängern oder Behinderten vollumfänglich abgewie-

sen werden. Die Neuregelung dient daher auch einer Anpassung

der Kostenfolgen an Gerechtigkeitskriterien und wird die Sozial-

versicherungsträger in erheblichem Umfange entlasten.
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B. Die einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Aufhe-

bung der §§ 191 bis 197a.

Zu Nummer 2 (§ 73a)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da § 186 den

bisherigen § 73a ersetzt.

Zu Nummer 3 (§ 102)

Die Regelungen in Absatz 1 und 4 entsprechen im Wesentlichen

dem bisherigen § 102.

Absatz 2 kombiniert die Einführung pauschaler Gerichtsgebühren

mit der Möglichkeit, einen Gerichtskostenvorschuss zu verlangen.

Da nach Abschluss der Gerichtsverfahren erfahrungsgemäß eine

Gebührenzahlung bei finanzschwachen Klägern nur einge-

schränkt zu erwarten ist und insoweit jedenfalls ein hoher Bei-

treibungsaufwand verursacht würde, wird durch Absatz 2 eine

Rücknahmefiktion für den Fall eingeführt, dass die pauschale Ge-

richtsgebühr nicht fristgemäß vorausbezahlt und keine Prozess-

kostenhilfe gewährt wurde. Absatz 2 Satz 3 verstärkt diese An-

ordnung dadurch, dass bis zur Gebührenvorauszahlung oder Be-

willigung von Prozesskostenhilfe keine Bearbeitung des Verfah-

ren stattfindet.
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Absatz 3 enthält den in § 65 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 GKG normierten

Grundsatz, dass durch die Vorauszahlungspflicht keine Verzöge-

rung entstehen darf, die dem Kläger einen nicht oder nur schwer

zu ersetzenden Schaden zufügen würde. Die Umstände dafür

sind glaubhaft zu machen. Aus Gründen der Eilbedürftigkeit ge-

nügt dafür die Erklärung des bevollmächtigten Rechtsanwalts o-

der Bevollmächtigten. In Fällen, in denen die Rechtsverfolgung

aussichtslos oder gar mutwillig erscheint, ist eine Befreiung nicht

erlaubt.

Absatz 5 erstreckt Vorschusspflicht und Rücknahmefiktion auch

auf Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes und Rechtsmit-

telanträge.

Zu Nummer 4 (§§ 183 bis 197a)

§ 183

Die Vorschrift bestimmt, dass der genannte Personenkreis auch

weiterhin besonderen sozialen Schutz in Form von kostengünsti-

gen Sozialgerichtsverfahren erhalten soll. Eine Heranziehung

zum Auslagenersatz findet daher grundsätzlich nicht statt.

Die Gebührenerhebung findet in Absatz 2 eine unkomplizierte

Ausgestaltung. Die maßvolle Höhe der Gebühren ist an den

Pauschgebühren des derzeitigen § 184 Abs. 2 orientiert und trägt

dem sozialen Schutzbedürfnis des betroffenen Personenkreises

Rechnung. Wie in anderen Gerichtsbarkeiten auch, wird die Mög-

lichkeit zur Gewährung von Prozesskostenhilfe eingeräumt.

§ 184

Absatz 1 übernimmt den kostenrechtlichen Verweis auf die Vor-

schriften der Verwaltungsgerichtsordnung aus dem bisherigen
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§ 197a Abs. 1 Satz 1 auch für die Verfahren des § 183. Da in

Verfahren unstreitiger Erledigung eine Kostenentscheidung viel-

fach nicht erforderlich ist, soll das Gericht außerhalb des Urteils

nur auf Antrag über die Kosten entscheiden müssen. Um die Be-

reitschaft zur gütlichen Streitbeilegung zu fördern, ist dem Ge-

richt überdies die Möglichkeit eingeräumt worden, die Gerichts-

gebühr bis auf die Hälfte zu ermäßigen. Die Regelung zur Unan-

fechtbarkeit der Kostenentscheidung entspricht § 158 Abs. 2

VwGO.

Absatz 2 übernimmt den Begriff der Kosten aus dem bisherigen §

193 Abs. 2 und stellt die grundsätzliche Erstattungspflicht der

Kosten des Vorverfahrens ausdrücklich fest.

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 193 Abs. 3. Die erstat-

tungsfähigen Kosten der Bevollmächtigen im Sinne des § 73 Abs.

6 Satz 3 und 4 werden gesetzlich definiert, und zwar in der Höhe,

in der der Beteiligte nachweislich dem Verband oder der Organi-

sation Ersatz für die Prozessvertretung leisten muss.

Absatz 4 stellt sicher, dass den Behörden, Körperschaften und

Anstalten des öffentlichen Rechts in den Verfahren nach § 184

Abs. 1 lediglich die Gerichtsgebühr zu erstatten ist. Für Unter-

nehmen der privaten Pflegeversicherung gilt dies nicht, da diese

nach § 166 Abs. 1 nicht berechtigt sind, sich vor dem Bundesso-

zialgericht selbst zu vertreten (vgl. dazu BSG, Beschluss vom

08.07.2002 – B 3 P 3/02 R -).

Absatz 5 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 197a Abs. 2 Satz 1.

Mit Satz 2 werden die Gerichtskosten für beigeladene Personen

auf die pauschalen Gerichtsgebühren nach § 184 Abs. 2 be-

grenzt.

§ 185
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Die Vorschrift ermöglicht die zusätzliche Erhebung einer Ge-

richtsgebühr in den Fällen, in denen vom Richter in einem Termin

auf die offensichtliche Aussichtslosigkeit und eine mögliche

Kostentragungspflicht hingewiesen worden ist. In anderen Fällen,

etwa der verschuldeten Prozessverschleppung, findet § 34 GKG

Anwendung. Die Entscheidung über die Auferlegung der beson-

deren Gebühr ist endgültig; eine Aufhebung kann nur durch eine

Kostenentscheidung im Rechtsmittelverfahren erfolgen.

§ 186

Die Vorschrift ersetzt den bisherigen § 73a, ermöglicht jedoch die

Einbeziehung von Bevollmächtigten, die Mitglieder oder Ange-

stellte von Verbänden und Gewerkschaften sind.

§ 187

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 191.

§ 188

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 194.

§ 189

Die Vorschrift, die den bisherigen § 195 ersetzt, berücksichtigt,

dass nunmehr auch Gerichtskosten anfallen, die der Erledi-

gungsart angemessen von jedem Teil zur Hälfte zu tragen sind.

Die Regelung entspricht inhaltlich § 160 VwGO.

§ 190

Diese Vorschrift übernimmt weitestgehend den bisherigen § 197.
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Zu Artikel 2 (Änderung des Gerichtskostengesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 1)

Durch die Neufassung des § 1 Abs. 1 Buchstabe d wird das Ge-

richtskostengesetz nunmehr grundsätzlich auch für die Verfahren

vor den Sozialgerichten anwendbar. Durch den Zusatz „soweit

darin nichts anderes bestimmt ist“ wird sichergestellt, dass in den

Fällen des § 183 Abs. 1 SGG die besonderen Gebühren- und

Auslagenregelungen des SGG zur Grundlage der Gerichtskos-

tenerhebung gemacht werden.

Zu Nummer 2 (Anlage I – Kostenverzeichnis)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Strei-

chung des § 197a SGG.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Satz 2 bestimmt dabei im

Interesse der Rechtssicherheit, dass bereits anhängige Verfahren

nach den alten Kostenregelungen abgeschlossen werden. Dies

gilt jedoch nur für den jeweiligen Instanzenzug.
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C. Finanzielle Auswirkungen

Die Auswirkung der Gebührenpflicht auf die Zahl der anhängig

gemachten Gerichtsverfahren kann nicht präzise vorausgesagt

werden. Es steht aber eine nicht unerhebliche Reduktion der

Streitsachen und ein damit korrespondierendes Einsparpotenzial

an Arbeitskraft bei den Gerichten zu erwarten.

Auch die Sozialversicherungsträger werden durch eine Abnahme

der gerichtlichen Verfahren hinsichtlich des damit verbundenen

Personalaufwandes entsprechend entlastet. Insbesondere ist hier

aber eine deutliche finanzielle Einsparung durch den Wegfall der

Pauschgebührenpflicht auch im Falle des Obsiegens zu erwarten.

Alleine für die erstinstanzlichen Verfahren im Land Baden-

Württemberg ergibt sich daraus bei Zugrundelegung der Statistik

des Jahres 2001 ein Einsparpotenzial für die Sozialversiche-

rungsträger von rund 2 Millionen Euro pro Jahr.


